
Erklärung

Kirchlich-Gewerkschaftliche 
Initiative Bayern

„Die Wirtschaft hat menschlichen Bedürfnis-

sen und gesellschaftlichen Zielen zu dienen. 

Vollbeschäftigung, Verteilungsgerechtigkeit 

und mehr Lebensqualität sind für die Ge-

werkschaften die wichtigsten Ziele ökono-

mischen Handelns. Sie sind untrennbar ver-

bunden mit einer weltweiten nachhaltigen 

Entwicklung, die qualitatives Wachstum und 

eine sozial gerechtere Weltwirtschaftsord-

nung umfaßt.“ 

(DGB Grundsatzprogramm)

„Die Wirtschaft ist um des Menschen willen 

da, sie ist kein Selbstzweck. Wo das Geld 

zum Mittelpunkt wird, wird das Wirtschaf-

ten unmenschlich.“

(Wie ein Riss in einer hohen Mauer ... - Wort 

der EKD zur Wirtschaftskrise, Juli 2009)

Die Krise ist nicht vorbei

Die Folgen der Finanz- und Wirtschaftskrise erschüttern die 
Welt. Längst haben sie die Welt der Finanzmärkte verlas-
sen und sind in der Lebens- und Arbeitswelt von Männern, 

Frauen und Kindern an-
gekommen. Während 
die Banker der größten 
Finanzinstitute schon 
wieder Rekord-Boni kas-
sieren, steigt die Zahl der 
hungernden Menschen 
auf der Welt dramatisch 

an. Auch in Deutschland wächst die Armut.  Sozialkassen und 
Kommunalhaushalte geraten immer tiefer ins Defizit. Die Fol-
gen tragen wir  alle, vor allem aber die Armen.
Die Chance der Krise, nämlich ihre strukturellen 
Ursachen zu erkennen und zu verändern, ver-
streicht ungenutzt. Im Gegenteil: Genutzt wird 
die Krise zur Fortsetzung der bisherigen Politik 
des freien Marktes - entgegen aller Erfahrung 
und Vernunft.
Die Kirchlich-Gewerkschaftliche Initiative Bayern 
ruft deshalb zur Umkehr auf.

Die Krise ist nicht  
vom Himmel gefallen

Die Krise ist das Ergebnis der neoliberalen Wirtschaftstheorie, 
die auch in unserem Land großen Einfluss auf die Politik ge-
wonnen hat. Im Kern dieser Wirtschaftsphilosophie steht die 
Auffassung, dass nichts effizienter sei als der Markt. Er allein 

führe zum Wohlstand 
für alle. Eingriffe des 
Staates seien zu un-
terlassen. Manche ha-
ben das fast wie eine 
Heilsbotschaft vertre-
ten. In diesem Glauben 
wurde Politik gestaltet. 

Die Deregulierung der 
Finanzmärkte, völlige 
Freizügigkeit für globale 
Waren- und Geldströme, 
steuerliche Entlastung 
von Unternehmen und 
Vermögenden sowie die 
Ausweitung schlecht ent-
lohnter, befristeter und 
unsicherer Arbeitsver-
hältnisse sind Ausdruck 
des neoliberalen Kon-
zepts. Die Wirtschafts- 
und Finanzkrise hat überdeutlich gezeigt: Dieses Konzept ist 
grandios gescheitert. Der Markt braucht Regeln. Die Men-

schen müssen wieder 
in den Mittelpunkt po-
litischen Handelns ge-
rückt werden. Das sind 
wichtige Erkenntnisse 
aus der Krise.

Mit gemeinsamen Werten  
aus der Krise

Die neoliberale Glaubenslehre hat nicht nur Volkswirtschaf-
ten ruiniert, sondern auch die Grundwerte bis zur Unkennt-
lichkeit entstellt: Freiheit verkommt zur vermeintlichen Frei-
heit, Geld zu horten; Leistung misst man am Bankkonto, Ge-
rechtigkeit ist nur noch das Ergebnis der Marktprozesse; und 
Solidarität verkehrt sich zur Interessenwahrung der Besitzen-
den. Deshalb fordern wir als Christinnen, Christen, Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter einen Prozess des Umden-
kens und der Rückbesinnung auf die Werte der christlichen 
Soziallehre und der Arbeiterbewegung.

Bitte wenden!

www.wertewandel-jetzt.de
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Wir folgen dem gemeinsamen Leitprinzip der Gerechtig-
keit und Solidarität. Gerechte und solidarische Lebensver-
hältnisse gibt es erst dann, wenn dem Schwächsten die glei-
che Würde zuerkannt wird wie dem Stärksten. Politik muss 
sich an dem ausrichten, „was die Schwachen betrifft, ihnen 
nützt und sie zu eigenverantwortlichem Handeln befähigt“ 
(Gemeinsames Wort der Kirchen von 1997). Freiheit ist nur 
möglich auf einem Fundament gleicher Lebenschancen und 
gerechter Verteilung der Güter. Und nur, was ökologisch und 
sozial nachhaltig ist, hat Zukunft.
Deshalb kann die Lehre aus der Krise nur lauten: Gemeinwohl 
vor Eigennutz, Arbeit vor Kapital, Nachhaltigkeit vor Raubbau.

Für eine andere Kultur  
der Wirtschaft und Politik

Gegen kurzatmiges Quartalsdenken setzen wir langfristiges, 
nachhaltiges und mitbestimmtes Wirtschaften. Gegen Arbeit 
als billige Manövriermasse setzen wir auf Verlässlichkeit für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Gegen die Konkur-
renz um Billiglöhne zugunsten der Anteilseigner setzen wir 
auf Qualitätswettbewerb im Interesse aller. Wer Arbeitsplät-
ze vernichtet, darf nicht belohnt werden.
Wer von Arbeitslosigkeit betroffen oder bedroht ist, braucht 
solidarische Unterstützung: Kurzarbeit statt Entlassung, Qua-
lifizierung und Neuorientierung statt Perspektivlosigkeit. Öf-
fentlich geförderte Arbeit zu fairen Bedingungen ist wichtig, 
reguläre, steuerfinanzierte Arbeitsplätze in der öffentlichen 
Daseinsvorsorge noch wichtiger. Arbeit für alle, von der Men-

schen auch leben können, 
muss das Ziel bleiben. 
Steuergeschenke an Wohl-
habende schaffen keine 
Arbeitsplätze, machen 
aber den Staat handlungs-
unfähig. Steuern sind 
keine Geschenke an den 
Staat, sondern Solidarbei-
träge für gute Infrastruktur 

und sozialen Ausgleich. Die Verursacher und Vermögenden 
müssen ihren Teil der Krisenkosten übernehmen. Die Poli-
tik muss die Illusion privatisierter Daseinsvorsorge aufgeben. 
Die solidarischen Systeme der sozialen Sicherung müssen ge-
stärkt werden. Bildungschancen in Deutschland dürfen nicht 
länger vom Einkommen und der Bildung der Eltern abhän-
gen. Wir brauchen eine Klimapolitik, die beides im Auge hat: 
das Überleben von Menschen und die Ökosysteme weltweit, 
ebenso wie Beschäftigung und Innovation hierzulande.

Erste Schritte

Wir fordern: Kirchen und Gewerkschaften müssen jetzt ge-
meinsam und mit allen Kräften für konkrete Schritte eintre-
ten, die aus der Krise führen und Zukunft eröffnen. Wir hal-
ten mindestens die folgenden sieben Punkte für zwingend 
geboten:
•	 Eine Transaktionssteuer muss spekulative Finanzge-

schäfte bremsen und klare Regeln für Banken müssen die 
nächste Krise verhindern .

•	 Diejenigen, die an den Finanzblasen verdient haben, 
müssen auch die Kosten tragen.

•	 Ein gesetzlicher Mindestlohn muss dafür sorgen, dass 
Frauen und Männer von einem Vollzeitarbeitsplatz wür-
dig leben und am gesellschaftlichen Leben teilhaben 
können.

•	 In die solidarischen Versicherungssysteme müssen al-
le Bürgerinnen und Bürger entsprechend ihrem gesam-
ten Einkommen einzahlen.

•	 Bildung muss von der Kinderkrippe bis zur Hochschule 
kostenfrei sein.

•	 Landkreise, Städte und Gemeinden müssen die Mittel 
für eine starke wirtschaftliche und kulturelle Infra-
struktur bekommen.

•	 Die Grundsicherung muss erhöht werden, und sie muss 
die Würde der Betroffenen wahren. 

Wir laden alle, die Kirchen, Gewerkschaften und deren Grund-
werten verbunden sind, ein, sich diesem Aufruf durch ihre 
Unterschrift anzuschließen.

Nürnberg, im April 2010 
Kirchlich-Gewerkschaftliche Initiative Bayern„Die ganze Wirtschaft und das ganze Fi-

nanzwesen – nicht nur einige ihrer Berei-

che - müssen nach ethischen Maßstäben 

als Werkzeuge gebraucht werden, so dass 

sie angemessene Bedingungen für die Ent-

wicklung des Menschen und der Völker 

schaffen.“

(Enzyklika Caritas in Veritate, Juli 2009)
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